Der nationale Gesetzgeber hat ohne Verstol3 gegen Unionsrecht von einer Regelung
abgesehen, wonach die Ruckforderung unionsrechtswidriger Beihilfen stets sofort voll-
ziehbar ist. Den Behdrden und Gerichten ist es nicht gestattet, ohne Weiteres diese
gesetzgeberische Entscheidung unbeachtet zu lassen.

VWGO § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
VWGO § 80 Abs. 3

VWGO § 80 Abs. 5

VWVIG § 49a Abs. 1

VWVIG § 49a Abs. 3

AEUV Art. 108

AEUV Art. 288

OVG NRW, Beschluss vom 12.7.2024 —4 B 1116/23 —;
I. Instanz: VG Gelsenkirchen — 19 L 1472/23 —.

Die Beteiligten stritten im Hauptsacheverfahren Uber die Ruckforderung Uberzahlter
Fordermittel nach dem Europaischen Sozialfonds (ESF) in Hohe von 84.746,34 Euro
auf der Grundlage eines Schlussbescheids nach vorlaufiger Bewilligung und vorzeiti-
gem Abbruch des geforderten Projekts nach dem ESF-Bundesprogramm ,Fachkrafte
sichern: weiter bilden und Gleichstellung férdern®. Die Antragsgegnerin ordnete die
sofortige Vollziehung der Schlussfestsetzung sowie der Ruckforderung an, weil die
Uberzahlten ESF-Mittel unter Verstol3 gegen Unionsrecht zu Unrecht gewahrt worden
seien. Hiergegen wandte sich der Antragsteller, eine als Verein organisierte Organisa-
tion der Politischen Jugend- und Erwachsenenbildung, im Verfahren auf Gewahrung
vorlaufigen Rechtsschutzes in beiden Instanzen mit Erfolg.

Aus den Grinden:

Das VG hat dem sinngemalien Antrag des Antragstellers,

die aufschiebende Wirkung der Klage 19 K 873/23
(VG Gelsenkirchen) gegen den Schlussbescheid der
Antragsgegnerin vom 8.11.2022 in Gestalt ihres Wi-
derspruchsbescheids vom 8.2.2023 wiederherzustel-
len, soweit darin ein Betrag von 84.746,34 Euro zur
Ruckzahlung festgesetzt worden ist,

stattgegeben. Es hat zur Begrindung ausgefuhrt, die gebotene Interessenabwagung
falle zugunsten des Antragstellers aus. Es fehle an einem besonderen, uber das all-
gemeine Interesse an der Vollziehung eines rechtmaRigen Verwaltungsakts hinausge-
henden Vollzugsinteresse, welches flr die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO erforderlich sei. Ein solches ergebe sich nicht schon
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aus dem Umstand, dass die Gewahrung des zurtickgeforderten Teils der Zuwendung
gegen Unionsrecht verstoRe. Denn ein entsprechender Riuckforderungsbeschluss der
Europaischen Kommission liege nicht vor. Auch folge ein besonderes Vollzugsinte-
resse nicht aus dem Effizienzgebot (,effet utile”) oder dem Gebot zur Vermeidung un-

zulassiger Wettbewerbsvorteile.

Das Beschwerdevorbringen, auf dessen Prufung der Senat gemall § 146 Abs. 4
Satz 6 VwGO beschrankt ist, rechtfertigt keine andere Entscheidung.

I. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Antragsgegnerin vom 10.8.2023 ist
schon formell rechtswidrig, weil sie dem Begrindungserfordernis des § 80 Abs. 3 Satz
1 VwGO nicht genugt.

1. Die Pflicht, das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung schriftlich zu be-
grunden, soll vorrangig die Behorde mit Blick auf Art. 19 Abs. 4 GG zwingen, sich des
Ausnahmecharakters der Vollziehungsanordnung bewusst zu werden und die Frage
des Sofortvollzugs besonders sorgfaltig zu prifen. Daneben hat die Begrindungs-
pflicht den Zweck, den Betroffenen Uber die fur die Behdérde maligeblichen Grinde
ihrer Entscheidung zu informieren und in einem moglichen Rechtsschutzverfahren
dem Gericht die Erwagungen zur Kenntnis zu bringen. Hierzu bedarf es regelmalig
der Darlegung besonderer Grinde, die Uber die Gesichtspunkte hinausgehen, die den
Verwaltungsakt selbst rechtfertigen. Zu fordern ist eine schllssige, konkrete und sub-
stantiierte Darlegung der wesentlichen Erwagungen, warum aus Sicht der Behorde
gerade im vorliegenden Einzelfall ein besonderes offentliches Interesse an der sofor-
tigen Vollziehung gegeben ist und das Interesse des Betroffenen am Bestehen der
aufschiebenden Wirkung ausnahmsweise zurlickzutreten hat. Geringere Begrin-
dungsanforderungen gelten ausnahmsweise in Fallen besonderer Dringlichkeit, etwa
bei Verfugungen, die sich durch Zeitablauf erledigen, oder dann, wenn — wie haufig im
Gefahrenabwehrrecht — aus Sicht der Behorde nur die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung erheblichen Gefahren oder der Begehung von Straftaten vorbeugen kann. In
solchen Fallen reicht es aus, wenn diese besonderen Grunde, die sich aus der Be-
grundung des zu vollziehenden Verwaltungsakts ergeben konnen, benannt werden
und deutlich gemacht wird, dass sie ein solches Gewicht haben, das ein besonderes

offentliches Interesse gerade an der sofortigen Vollziehung zu belegen fahig ist. Ob
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die Begrundung die Anordnung der sofortigen Vollziehung auch inhaltlich tragt, bedarf
im Rahmen des formellen Begrindungserfordernisses nach § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO
keiner Entscheidung. Dem formellen Begrindungserfordernis wird aber nur dann
Rechnung getragen, wenn dargelegt wird, dass im konkreten Einzelfall die Realisie-

rung eines Rickzahlungsanspruchs zumindest gefahrdet ware.

Vgl. BVerwG, Beschlisse vom 4.12.2020 — 4 VR 4.20
—, juris, Rn. 10, vom 31.1.2002 — 1 DB 2.02 —, juris,
Rn. 7, und vom 18.9.2001 — 1 DB 26.01 —, juris, Rn. 6
f.; OVG NRW, Beschluss vom 5.9.2023 — 4 B 362/23
—, juris, Rn. 2 f., m. w. N.

2. Diesem Malstab wird die hier vorliegende Begrindung nicht gerecht. Sie ful3t
nur auf abstrakten Erwagungen, die von der unzutreffenden rechtlichen Pramisse
ausgehen, die Antragsgegnerin sei nach Unionsrecht zwingend gehalten, die Bei-
hilfe unter Anordnung der sofortigen Vollziehung zurickzufordern, und stellt den

deshalb auch hier erforderlichen konkreten Einzelfallbezug gerade nicht her.

Die Antragsgegnerin hat in der Begrundung der Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung ausgefuhrt, bei der Entscheidung habe sie das Interesse des Antragstellers
gegen das offentliche Interesse abgewogen. Dabei habe sie berlcksichtigt, dass
der Antragsteller ein nachvollziehbares Interesse daran habe, die Zahlung des
Ruckforderungsbetrags erst nach Entscheidung tuber die von ihm erhobene Klage
zu leisten. Diesem Interesse stehe jedoch das Interesse der 6ffentlichen Hand an
der Sicherung der Forderung sowie Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland
gegenuber, zu Unrecht gezahlte Beihilfen sofort und tatsachlich zurtickzufordern.
Bei der Zuwendung handele es sich um eine Beihilfe im Sinne der Art. 107, 108
AEUV. Diese sei wegen der Uberschreitung der von Art. 31 Nr. 4 der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung [AGVO]) vorgese-
henen maximalen Beihilfeintensitat von 50 % der beihilfefahigen Kosten in Hohe
des Ruckforderungsbetrags zu Unrecht gewahrt worden. Der Umgang mit zu Un-
recht gewahrten Beihilfen sei in der Bekanntmachung der Kommission Uber die
Ruckforderung rechtswidriger und mit dem Binnenmarkt unvereinbarer staatlicher
Beihilfen (2019/C 247/01) geregelt. Wegen der Festlegung unter Nr. 2.5 dieser Be-

kanntmachung habe sie alle verfugbaren erforderlichen Schritte zu ergreifen, um
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eine sofortige Rluckzahlung zu erreichen, und deshalb die sofortige Vollziehung

des Ricknahmebescheids anzuordnen.

Diesen Ausfuhrungen fehlt der nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO noétige Einzelfallbe-
zug, weil sich ihnen keine Anhaltspunkte daflr enthnehmen lassen, dass die Reali-
sierung des in Rede stehenden Rlckzahlungsanspruchs aus der insoweit maf3-
geblichen Sicht der Antragsgegnerin im konkreten Einzelfall zumindest gefahrdet
ware. Die einzelfallbezogenen Begrindungsanforderungen sind auch nicht des-
halb abgesenkt, weil durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung erheblichen
Gefahren oder der Begehung von Straftaten vorgebeugt werden soll. Ohne Beste-
hen solcher Gefahren halt sich die Antragsgegnerin vielmehr schon bei einer zu
Unrecht gewahrten Beihilfe generell unionsrechtlich fur verpflichtet, die sofortige
Vollziehung anzuordnen. Der Sache nach beruht die Anordnung daher letztlich nur
auf diesen generellen, allein die Riuckforderung selbst rechtfertigenden Grinden,
ohne dass die Annahme der Antragsgegnerin zutrifft, sie sei nach Unionsrecht
zwingend gehalten, die Beihilfe unter Anordnung der sofortigen Vollziehung zu-
rickzufordern. Eine unionsrechtlich begrindete Pflicht eines Mitgliedstaats zur An-
ordnung der sofortigen Vollziehung im Rahmen der Riuckforderung europarechts-
widriger Beihilfen kann sich nur aus verbindlichen Rechtsakten der Europaischen
Union oder der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Europaischen Gerichts-
hofs ergeben. Das ist jedoch auch mit Blick auf die Wertungen der Riuckforderungs-
bekanntmachung der Kommission sowie des verbindlichen Unionsrechts ein-
schlieBlich des Effektivitatsgebots (,effet utile®) und auf unberechtigte Wettbe-
werbsvorteile nicht der Fall.

Eine Pflicht zur sofortigen Ruckforderung unter Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung ergibt sich gerade nicht aus der Bekanntmachung der Europaischen Kom-
mission 2019/C 247/01 vom 23.7.2019. Unter Nr. 2 ihrer Einfuhrung ist als Ziel der
Bekanntmachung angegeben, die Verfahren und Vorschriften der Europaischen
Union fur die Ruckforderung staatlicher Beihilfen zu erlautern und darzulegen, wie
die Kommission mit den Mitgliedstaaten zusammenarbeitet, um zu gewahrleisten,
dass die Mitgliedstaaten ihre Pflichten aus dem Recht der Europaischen Union
erfullen. Die Bekanntmachung, die keine verbindliche Rechtsnorm des Unions-

rechts darstellt, richtet sich dabei an die Behdérden der Mitgliedstaaten, die fur die
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Umsetzung der Beschlisse zustandig sind, mit denen die Kommission die Ruck-
forderung staatlicher Beihilfen anordnet. Auch Art. 16 der Verordnung (EU)
Nr. 2015/1589 uber besondere Vorschriften fir die Anwendung von Art. 108 AEUV
stellt nur, wenn auch nach Art. 288 AEUV in jedem Mitgliedstaat unmittelbar ver-
bindliche, Malkgaben fur die Ruckforderung von Beihilfen auf, wenn ein Ruickfor-
derungsbeschluss der Kommission vorliegt. Ein solcher ist im vorliegenden Fall
gerade nicht gegeben. Diese Unterscheidung von Ruckforderungen mit und ohne
Kommissionsbeschluss ebnet die Antragsgegnerin in ihrer Argumentation ohne
ausreichend belastbare Griinde ein und gibt dem Unionsrecht so einen Inhalt, den

es nicht hat.

Soweit das BVerwG in seinem Urteil vom 23.4.1998 — 3 C 15.97 — und der EuGH
in seinen Urteilen vom 20.3.1997 — C-24/95 — und vom 5.10.2006 — C-232/05 —,
auf die sich die Antragsgegnerin berufen hat, ein Gebot der (auch sofortigen) Be-
folgung von Kommissionsentscheidungen angenommen hat, selbst wenn solche
Vorschriften des nationalen Rechts dem entgegenstehen, deren Anwendung eine
gemeinschaftsrechtlich vorgeschriebene (unverzigliche) Ruckforderung praktisch
unmadglich macht, sind diese Annahmen mafR3geblich auf die tatsachliche Wirksam-
keit von verbindlichen und bestandskraftig gewordenen Kommissionsentscheidun-
gen Uber die Ruckforderung von Beihilfen gestiutzt, gegen die vor Gerichten der
Europaischen Union unmittelbar hatte geklagt werden kénnen. Dies rechtfertigt
unionsrechtlich in bestimmten Fallkonstellationen auch die Annahme einer Pflicht
zur ,unverzuglichen“ Ruckforderung, die in Art. 14 Abs. 3 der Verordnung (EU)
Nr. 659/1999 (heute Art. 16 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 2015/1589) fur Kom-
missionsentscheidungen unmittelbar in jedem Mitgliedstaat verbindlich vorgese-

hen ist.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 23.4.1998 — 3 C 15.97 —,
BVerwGE 106, 328 = juris, Rn. 20 ff., 27 a. E., und
EuGH, Urteili vom 20.3.1997 — C-24/95 —,
ECLI:EU:C:1997:163, juris, Rn. 22 ff., 34 (jeweils
zur Ausschlussfrist nach §48 Abs. 4 VwVfG);
EuGH, Urteil vom 5.10.2006 - C-232/05 -,
ECLI:EU:C:2006:651, juris, Rn.42 ff., 55 (zur
sofortigen  Vollziehung trotz aufschiebender
Wirkung eines nationalen Rechtsbehelfs).
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Da die Ruckforderung von Beihilfen auch nach der Rechtsprechung des EuGH

grundsatzlich nach MalRgabe des einschlagigen nationalen Rechts stattfindet,

vgl. EuGH, Urteil vom 20.3.1997 — C-24/95 —,
ECLI:EU:C:1997:163, juris, Rn. 24,

und bisher ausdricklich nicht entschieden worden ist, ob der nationale Richter in
bestimmten Fallen die Aussetzung der Vollstreckung von Zahlungsbescheiden bei
Rechtsbehelfen anordnen kann, deren Rugen sich nicht auf eine Kommissionsent-
scheidung beziehen,

vgl. EuGH, Urteil vom 5.10.2006 — C-232/05 —,
ECLI:EU:C:2006:651, juris, Rn. 54,

kann nicht davon ausgegangen werden, die auf sehr enge Fallgruppen be-
schrankte und als Ausnahme entwickelte unionsrechtliche Pflicht, Vorschriften des
nationalen Rechts, die die Anwendung einer gemeinschaftsrechtlich verbindlichen
bestandskraftigen Kommissionsentscheidung Uber eine (sofortigen) Ruckforde-
rung praktisch unmaoglich machen wirden, mit Blick auf den Effektivitatsgrundsatz
und die Moglichkeit effektiven Rechtsschutzes vor europaischen Gerichten aus-
nahmsweise unbeachtet zu lassen, lasse sich auf noch nicht bestandskraftige
Rackforderungen nationaler Behdrden ohne Weiteres ubertragen, die gewahrte
Beihilfen fur unionsrechtswidrig halten. Die Moglichkeit vorrangigen Rechtsschut-
zes vor Gerichten der Europaischen Union, die es rechtfertigen kann, in ganz be-
stimmten Ausnahmefallen zur Durchsetzung verbindlicher Unionsrechtsakte Uber
die sofortige und tatsachliche Vollstreckung bestandskraftiger Kommissionsent-
scheidungen entgegenstehende nationalstaatliche Schutzbestimmungen auf

Grund des Vorrangs des Unionsrechts unangewendet zu lassen,

vgl. EuGH, Urteil vom 5.10.2006 — C-232/05 —,
ECLI:EU:C:2006:651, juris, Rn. 49, 56 ff.,

besteht bei Rlckforderungen nationaler Behdrden gerade nicht. Hier ist der Adres-
sat der Ruckforderungsentscheidung ausschliel3lich auf den nationalen Rechts-

schutz mit den entsprechenden nationalen Rechtsschutzgarantien angewiesen.
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Eine durch verbindlichen Unionsrechtsakt angeordnete Pflicht zur Anordnung der

sofortigen Vollziehung besteht hierfur ebenfalls nicht.

Nichts anderes folgt daraus, dass nach der Rechtsprechung des EuGH einer nati-
onalen Stelle, die feststellt, dass eine Beihilfe, die sie gewahrt hat, nicht die Vo-
raussetzungen nach Art. 108 Abs. 3 AEUV erflllt, im Rahmen innerstaatlicher Er-
machtigungsnormen obliegt, die rechtswidrig gewahrte Beihilfe aus eigener Initia-

tive zurtickzufordern.

Vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 — C-349/17 -,
ECLI:EU:C:2019:172, juris, Rn. 83 ff., 92, 141; dem
folgend OVG NRW, Urteil vom 6.3.2024 — 4 A
1581/23 —, juris, Rn. 64 ff., m. w. N.

Aussagen zur aufschiebenden Wirkung nationalstaatlicher Rechtsbehelfe bezie-
hungsweise zu einer moglicherweise unionsrechtlich begrundeten Pflicht zur ge-
nerellen Anordnung der sofortigen Vollziehung unabhangig von den Vorgaben der
nationalen Rechtsordnung Uber einzelfallbezogene Begrindungserfordernisse fin-
den sich in diesem Zusammenhang allerdings gerade nicht. Nur bezogen auf — hier
nicht in Rede stehende — anzeigepflichtige Beihilfemallnahmen, die ohne die er-
forderliche Anzeige bei der Kommission durchgeflhrt worden sind, missen die na-
tionalen Gerichte zugunsten der Einzelnen nach ihrem nationalen Recht samtliche
Konsequenzen aus einer Verletzung des Art. 108 Abs. 3 Satz 3 AEUV sowohl hin-
sichtlich der Gultigkeit der Durchfuhrungsakte als auch hinsichtlich der Beitreibung
der unter Verletzung dieser Bestimmung gewahrten finanziellen Unterstitzungen
oder eventueller vorlaufiger Mallnahmen ziehen, damit der Empfanger in der bis
zur Entscheidung der Kommission noch verbleibenden Zeit nicht weiterhin frei Gber

sie verfugen kann.

Vgl. EuGH, Urteile vom 5.3.2019 — C-349/17 —,
ECLILEU:C:2019:172, juris, Rn.88f., und vom
21.11.2013 — C-284/12 —, ECLI:EU:C:2013:755, juris,
Rn. 29 ff.
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Auch wenn die nationalen Verwaltungsbehdrden und die nationalen Gerichte, die
im Rahmen ihrer jeweiligen Zustandigkeit die Bestimmungen des Unionsrechts an-
zuwenden haben, nach standiger Rechtsprechung des Gerichtshofs gehalten sind,
fur die volle Wirksamkeit dieser Bestimmungen Sorge zu tragen,

vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 - C-349/17 -,
ECLI:EU:C:2019:172, juris, Rn. 91, m. w. N,

sind sie hierdurch ,im Rahmen ihrer Zustandigkeit® nicht von ihrer Pflicht entbun-
den, bei ihren Entscheidungen auch die Vorschriften ihrer nationalen Rechtsord-
nung zu beachten, soweit deren Anwendung eine gemeinschaftsrechtlich vorge-
schriebene Rulckforderung nicht praktisch unméglich macht und die Nichtanwen-
dung nicht erforderlich ist, um die volle Wirksamkeit des Unionsrechts zu gewahr-
leisten. Um den Wettbewerbsvorteil wirksam zu beseitigen, den der Empfanger
einer unionsrechtswidrigen Beihilfe erlangt hat, bedarf es allerdings nicht notwen-
dig einer sofortigen Ruckforderung. Vielmehr ist in der Rechtsprechung des EuGH
geklart, die Beseitigung dieses Wettbewerbsvorteils konne auch dadurch erfolgen,
dass dem Beihilfeempfanger aufgegeben wird, fur den gesamten Zeitraum, in dem
er in den Genuss der (Uberzahlten) Beihilfe gekommen ist, Zinsen in Hohe eines
Zinssatzes zu zahlen, der genauso hoch ist wie der, der angewendet worden ware,
wenn er den Betrag der in Rede stehenden Beihilfe wahrend dieses Zeitraums auf
dem Markt hatte leihen mussen.

Vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 — C-349/17 —,
ECLI:EU:C:2019:172, juris, Rn. 130 ff., 141.

Danach ist aber nicht ersichtlich, weshalb das Effektivitatsgebot darlber hinaus
generell gebieten sollte, das Erfordernis des § 80 Abs. 3 VwGO unbeachtet zu las-
sen, eine Anordnung der sofortigen Vollziehung grundsatzlich einzelfallbezogen zu
begrinden. Der nationale Gesetzgeber hat deshalb ohne Verstol3 gegen Unions-
recht von einer Regelung abgesehen, wonach die Rickforderung unionsrechtswid-
riger Beihilfen stets sofort vollziehbar ist. Den Behorden und Gerichten ist es nicht
gestattet, ohne Weiteres diese gesetzgeberische Entscheidung unbeachtet zu las-

sen.
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II. Die im Weiteren gemal} § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO vorzunehmende Abwagung
des offentlichen Interesses an einer sofortigen Vollziehung der Rickforderung in dem
Schlussbescheid vom 8.11.2022 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 8.2.2023
mit dem privaten Interesse des Antragstellers, von deren Vollzug einstweilen verschont
zu bleiben, geht zu Lasten der Antragsgegnerin aus. Zwar erweist sich die Ruckforde-
rung bei der hier nur gebotenen summarischen Prifung der Sach- und Rechtslage als
voraussichtlich rechtmallig (dazu 1.). Ein dariberhinausgehendes offentliches Inte-
resse an der fur diesen Einzelfall angeordneten sofortigen Vollziehung im Sinne einer

besonderen Dringlichkeit ist hingegen weder dargetan noch ersichtlich (dazu 2.).

1. Die Ruckforderung in dem Schlussbescheid vom 8.11.2022 in Hohe von 84.746,34
Euro findet ihre Rechtsgrundlage in der entsprechenden Anwendung von § 49a Abs. 1
VwVfG. Nach dieser Vorschrift sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten, soweit
ein Verwaltungsakt mit Wirkung fur die Vergangenheit zurickgenommen oder wider-
rufen worden oder infolge des Eintritts einer auflosenden Bedingung unwirksam ge-
worden ist. Die zu erstattende Leistung ist durch schriftlichen Verwaltungsakt festzu-
setzen. § 49a Abs. 1 VwVTG ist aufgrund derselben Interessenlage zu den gesetzlich
benannten Fallen entsprechend anzuwenden, wenn ein Verwaltungsakt, der eine Zu-
wendung zunachst nur vorlaufig bewilligt hat, rickwirkend durch einen anderen Ver-
waltungsakt ersetzt wird, der die Zuwendung endgultig in geringerer Hohe festsetzt
(»Schlussbescheid®). Die Wirkung eines solchen Vorbehalts liegt gerade darin, dass
die Behodrde die vorlaufige Regelung im Ausgangsbescheid durch die endgultige Re-
gelung im Schlussbescheid ersetzen kann, ohne insoweit an die Einschrankungen
der §§ 49, 48 VwVIG gebunden zu sein. Der Regelungsinhalt eines vorlaufigen Aus-
gangsbescheids besteht insoweit darin, dass der Begunstigte die empfangene Zuwen-
dung nur vorlaufig bis zum Erlass der endgultigen Entscheidung behalten darf. Des-
halb geht die Bindungswirkung eines solchen Verwaltungsakts nicht dahin, dass er
eine Rechtsgrundlage fur das endgultige Behalten der Zuwendung bildet. Das bedeu-
tet, dass es bei der spateren endgultigen Regelung keiner Aufhebung der unter Vor-

behalt ergangenen Bewilligung bedarf.

Vgl. BVerwG, Urteile vom 23.1.2019 — 10 C 5.17 —,
BVerwGE 164, 237 = juris, Rn. 24, vom 11.5.2016 —
10 C 8.15 —, juris, Rn. 11, und vom 19.11.2009 - 3 C
7.09 —, BVerwGE 135, 238 = juris, Rn. 14 ff., 16,
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m. w. N.; OVG NRW, Urteil vom 17.3.2023 - 4 A
1986/22 —, juris, Rn. 136.

Mit Bescheid vom 4.7.2016 in Gestalt des Anderungsbescheids vom 23.10.2020 wur-
den dem Antragsteller Zuwendungen in Hohe von bis zu 280.222,74 Euro aus dem
ESF-Bundesprogramm ,Fachkrafte sichern: weiter bilden und Gleichstellung fordern®
in Form einer Anteilfinanzierung nach MalRRgabe eines verbindlichen Finanzierungs-
plans bewilligt. Dies entsprach in Anbetracht der geplanten zuwendungsfahigen Ge-
samtausgaben in Hohe von 560.445,48 Euro der gemald Art. 31 Nr. 4 AGVO maximal
zulassigen Beihilfeintensitat von 50 %. Fur den Fall der Verringerung der Beihilfeinten-
sitat war festgelegt, dass zusatzliche Eigenmittel eingebracht werden mussen, wah-
rend eine Erhdhung der Beihilfeintensitat im Projektverlauf nicht zu einer nachtragli-
chen Erhéhung der Zuwendung fuhren sollte. Die Antragsgegnerin hat das Subventi-
onsverhaltnis zunachst durch den Zuwendungsbescheid geregelt, der aber hinsichtlich
des genauen Forderbetrags unter den Vorbehalt der spateren Festsetzung gestellt und
damit auf eine Erganzung durch einen weiteren Verwaltungsakt angelegt gewesen
sein durfte, durch den die Zuwendung in den offen gehaltenen Punkten abschliel3end
geregelt werden sollte. Nach Prufung der Verwendungsnachweise erfolgte dement-

sprechend die verbindliche Festsetzung der Zuwendungen durch Schlussbescheid.

Wegen des vorzeitigen Projektabbruchs ergab sich eine Uberzahlung in Hohe der zu-
ruckgeforderten Summe. Denn tatsachlich wurden nur zuwendungsfahige Ausgaben
in Hohe von 169.492,68 Euro getatigt, die bisher vollstandig durch ausgezahlte ESF-
Mittel gedeckt wurden. Daraus ergab sich aber eine unzulassige Beihilfeintensitat von
100 %, sodass die Halfte der gewahrten Zuwendungen nicht mehr von der Freistellung
gemal der AGVO gedeckt war, was in der Folge einen Verstol} gegen die Art. 107,
108 AEUV bedeutet. Die Ruckforderung dient dazu, diesen Unionsrechtsverstol} zu

beseitigen, wozu der jeweilige Mitgliedstaat verpflichtet ist.

Vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 — C-349/17 —, E-
CLI:EU:C:2019:172, juris, Rn. 83 ff., 89 ff.; dem fol-
gend OVG NRW, Urteil vom 6.3.2024- 4 A
1581/23 —, juris, Rn. 66, m. w. N.
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Fur einen rechtsgultigen Ruckforderungsverzicht durch das Bundesverwaltungs-
amt in dem Gesprach am 10.2.2017 bietet die im Eilverfahren malRgebliche Akten-
lage keine hinreichenden Anhaltspunkte. Insoweit hat der Antragsteller lediglich
eine interne E-Mail vorgelegt, in der nach dem damaligen Verstandnis des Lan-
desgeschaftsfluhrers eine wohlwollende Prifung der Zuwendungsfahigkeit der bis
zur Beendigung des Projekts durch den plétzlichen Tod des Projektleiters entstan-
denen Kosten behordlich zugesagt worden sei und auf die eigentlich notwendige
Kofinanzierung aus Teilnehmendeneinkommen verzichtet werde. Da es sich bei
einem solchen Verzicht auf die bestandskraftig festgesetzte Héhe der Eigenmittel
aber um eine schriftformbedurftige Zusicherung gemaf § 38 Abs. 1 Satz 1 VwVIG
bezogen auf die noch ausstehende Schlussfestsetzung handeln durfte, ware eine
entsprechende mundliche Erklarung jedenfalls unwirksam. Abgesehen davon
konnte eine solche Erklarung kein Vertrauen des Antragstellers begrinden, weil
eine nationale Stelle, die unter rechtsfehlerhafter Anwendung der AGVO eine Bei-
hilfe gewahrt, kein berechtigtes Vertrauen in die Rechtmaligkeit dieser Beihilfe
zugunsten des Empfangers begrianden kann,

vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 - C-349/17 -,
ECLI:EU:C:2019:172, juris, Rn. 96 ff.; dem folgend
OVG NRW, Urteil vom 6.3.2024 — 4 A 1581/23 —,
juris, Rn. 62,

und ein Verzicht eine Verletzung verbindlicher unionsrechtlicher Vorgaben tber
eine maximal zulassige Beihilfeintensitat von 50 % zur Folge hatte.

2. Obwohl die streitgegenstandliche Ruckforderung sich im Hauptsacheverfahren vo-
raussichtlich als rechtmaRig erweisen wird, ist ein Uberwiegendes offentliches Inter-
esse an einer sofortigen Vollziehung der Ruckforderung im Sinne einer besonderen
Dringlichkeit weder dargetan noch ersichtlich. Effektiver Rechtsschutz hat auch die
Aufgabe, irreparable Entscheidungen, wie sie durch die sofortige Vollziehung einer
hoheitlichen MaRnahme eintreten konnen, so weit wie moglich auszuschlielen. Hier-
aus ergibt sich die verfassungsrechtliche Bedeutung des Suspensiveffekts einer
Klage.

Vgl. BVerfG, Beschlisse vom 19.6.1973 - 1 BvL
39/69 —, BVerfGE 35, 263 = juris, Rn. 36 f., vom
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24.10.2003 — 1 BvR 1594/03 —, juris, Rn. 20 f., und
vom 8.4.2010 — 1 BvR 2709/09 —, juris, Rn. 22.

Die offensichtliche RechtmaRigkeit der Grundverfligung allein kann deshalb die An-
ordnung der sofortigen Vollziehung nicht tragen. Die Anordnung einer sofortigen Voll-
ziehung im Einzelfall nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO setzt vielmehr ein beson-
deres Interesse an der Vollziehung schon vor Rechtskraft des Hauptsacheverfahrens
voraus. Die Anordnung bezieht sich auf eine Besonderheit in zeitlicher Hinsicht und

unterscheidet sich inhaltlich vom Interesse am Erlass des Grundverwaltungsakts.

Vgl. BVerwG, Beschlisse vom 5.11.2018 - 3 VR
1.18 —, juris, Rn. 24, und vom 13.12.2021 - 4 VR
2.21 —, juris, Rn. 11, 27; Bay. VGH, Beschluss vom
21.4.2021 - 12 CS 21.702 —, juris, Rn. 41 f., m. w. N.

In der Begrindung der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat die Antragsgegnerin,
wie ausgefuhrt, ein Uberwiegendes Vollziehungsinteresse nicht aufgezeigt. Auch im
Ubrigen ist eine besondere Dringlichkeit nicht erkennbar. Eine solche ergibt sich in
Fallen der Rlckforderung uberzahlter Zuwendungen nicht ohne Weiteres aus den
Grinden fur die Ruckforderung an sich und dem hieraus folgenden Wettbewerbsvor-

teil.

Uberzahlte Zuwendungen sind zwar grundsétzlich geeignet, einen Wettbewerbsvorteil
zu begrunden. Allerdings kann der Wettbewerbsvorteil des Zuwendungsempfangers
dadurch, dass er vorubergehend zinslos uber Geldbetrage verfugen kann, die letztlich
nicht bei ihm verbleiben, regelmaldig durch Verzinsung des Ruckforderungsbetrags
nach § 49a Abs. 3 Satz 1 VwVfG hinreichend ausgeglichen werden, sofern die Forde-
rung durch weiteres Zuwarten nach den Umstanden des Einzelfalls nicht uneinbring-
lich zu werden droht. Im Falle unionsrechtswidriger Beihilfen sieht der EuGH deshalb,
wie ausgefuhrt, eine Pflicht zur Verzinsung des Ruckforderungsbetrages vor, um uni-
onsrechtswidrige Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen.

Vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 — C-349/17 —,
ECLI:EU:C:2019:172, juris, Rn. 130 ff.

Die Prufung der Zinserhebung hat die Antragsgegnerin in ihrem Schlussbescheid fur

die Zeit nach Eingang der Ruckzahlung bereits angekundigt.
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Das Bestreben, das Fortbestehen eines durch Zinsen ausgleichsfahigen Wettbe-
werbsvorteils durch eine sofortige Ruckforderung zu vermeiden, und das allgemein
bestehende Risiko, einen eventuellen Ruckforderungsanspruch letztlich nicht durch-
setzen zu kdnnen, begriinden kein Uberwiegendes Vollziehungsinteresse, sofern nicht
im Einzelfall die Gefahr oder doch ein erhdhtes Risiko besteht, dass Uberzahlte Beihil-
fen gar nicht mehr zurtiickgezahlt werden konnen. Fiskalische Grunde kdnnen die An-
ordnung der sofortigen Vollziehung auch materiell allerdings rechtfertigen, wenn 6f-
fentliche Mittel im Fall der Erfolglosigkeit des Rechtsmittels in der Hauptsache offen-
sichtlich nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten wieder eingebracht werden

konnten.

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 18.9.2001 — 1 DB
26.01 —, juris, Rn. 7.

Solche Anhaltspunkte sind hier nicht ersichtlich. Zwar sind die gewahrten Mittel wegen
des unerwarteten frihzeitigen Todesfalls des Projektleiters vor der Moglichkeit, Teil-
nehmendeneinkommen erwirtschaften zu konnen, durch direkte Personal- und Sach-
ausgaben vollstandig verbraucht. Allerdings war der Antragsteller schon vor Auszah-
lung der bewilligten Mittel in der Lage, die Projektkosten zunachst selbst aufzubringen.
Der blofe Umstand, dass er nach eigenen Angaben keine Rucklage gebildet hat, lasst
die Ruckzahlung nicht schon als so konkret gefahrdet erscheinen, dass eine sofortige
Ruckforderung vor einer abschlieBenden Klarung im Hauptsacheverfahren geboten
ware. Da der Antragsteller allerdings mit einer Bestatigung der Rechtmaligkeit des
streitgegenstandlichen Schlussbescheids im gerichtlichen Verfahren rechnen muss,
kann eine baldige Ruckzahlung zur Vermeidung weiterer Zinslasten in seinem eigenen

Interesse liegen.



	Aus den Gründen:

